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FSG-Sieg bei Personal-
vertretungswahl in Salzburg

Bei den Personalvertretungswahlen in
der Landesverwaltung in Salzburg konnte
die Fraktion Sozialdemokratischer Ge-
werkschafter(FSG) ihre 2003 gewonnene
Mehrheit eindrucksvoll verteidigen. Die
FSG errang rund 55,4 Prozent, die
FCG/ÖAAB rund 44,6 Prozent. Im Zentral-
ausschuss bleibt die Verteilung der Man-
date wie gehabt: Die FSG behält acht Man-
date, die FCG sieben. Der Erfolg komme
nicht von ungefähr, denn die sozialdemo-
kratischen Personalvertreter hätten in den
vergangenen fünf Jahren hervorragende
Arbeit geleistet, so Landeshauptfrau Gabi
Burgstaller.

Koalitionsverhandlungen weit
fortgeschritten

Die Koalitionsverhandlungen schreiten
zügig voran. „Ich würde sagen, es geht ins
Finale“, meinte SPÖ-Vorsitzender Werner
Faymann. Die Frage von EU-Volksabstim-
mungen und Details zur Steuerreform sind
in den Koalitionsverhandlungen noch offen.
In Sachen EU bekräftigte Faymann seine
Position, wonach man „dem Partnereine ei-
gene Meinung“ überlassen solle. Es sei
abergrundsätzlich „nichts unüberwindbar“.
Bis Ende der Woche haben die Untergrup-
pen Zeit für Verhandlungen, ab Sonntag
werden entweder in einer großen Runde
oder in einem intensiven Vier-Augen-
Gespräch Verhandlungen geführt, so
Faymann.

Klimaziele: RH für Maßnah-
men in Inland

Der Rechnungshof (RH) hält das Errei-
chen der Kyoto-Klimaziele für unwahr-
scheinlich. Emissionszukäufe aus dem Aus-
land sind für den RH keine Lösung, not-
wendig seien Maßnahmen im Inland. Eine
Analyse, die SPÖ-Umweltsprecherin Petra
Bayr teilt. „Investitionen fürden Klimaschutz
im Inland sind um ein Vielfaches sinnvoller
als das Freikaufen von Verpflichtungen
durch den teuren Ankauf von Verschmut-
zungsrechten im Ausland“, betont Bayr.
Denn das schafft Arbeitsplätze und Wert-
schöpfung im Inland, senkt unseren Treib-
hausgas-Ausstoß dauerhaft und führt zu
einer Steigerung der Lebensqualität.

T H E M E N D E R W O C H E

Assistenzeinsatz um ein
Jahr verlängert
Die Sicherung des Grenzraumes in Niederösterreich
und Burgenland wird um ein weiteres Jahr verlängert.

S eit dem Fall der Schengengrenze
im Dezember 2007 le is te t
das österreichische Bundesheer

den sogenannten „Assistenzeinsatz“ im
grenznahen Gebiet der beiden östlichen
Bundesländer. Bis zu 1.500 Soldaten wer-
den vermutlich bis 31. Dezember2009 ih-
ren Dienst zum Schutz der Landesgren-
zen und unserer Sicherheit versehen. Ur-
sprünglich war geplant gewesen, den
Assistenzeinsatz mit dem Fall der Schen-
gengrenze zu den östlichen Nachbarn
Ende 2008 einzustellen, nach dem Neu-
wahl-Beschluss kündigte die Regierung
eine Verlängerung an. Bis Sommer 2009
wird eine von Innen- und Verteidigungs-
ministerium unter Einbindung der
Bundesländer Burgenland und Nieder-
österreich durchgeführte „Wirkungsprü-
fung“ Aufschlüsse darüber geben, wie es
danach weiter gehen soll.

Hauptsächliche Aufgabe der einge-
setzten Soldaten ist es, zu patrouillieren
und verdächtige Beobachtungen der
Exekutive zu melden. Die Soldaten selbst
haben keine Exekutivbefugnisse. Es sind
Berufs-, Milizsoldaten und Grundwehr-
diener im Einsatz. Ein „Turnus“ beim
Grenzraumeinsatz dauert sechs Wo-
chen. Die meisten Einsätze des Bundes-
heeres betreffen Sachverhalte rund um
Schlepperei, illegale Einwanderung,

strafbare Handlungen (z. B. Einbrüche)
sowie Maßnahmen und Erste Hilfe bei
Unfällen.

Vom Dezember 2007 bis zum Oktober
2008 wurden laut Verteidigungsministe-
rium 610 Meldungen an die Exekutive
abgegeben, wovon 424 Amtshandlungen
zur Folge hatten. Statistisch nicht erfass-
bar sind naturgemäß die Erfolge in der
Verbrechens-Prävention, man kann von
tausenden verhinderten Kriminalfällen
ausgehen. Insgesamt war unser Bundes-
heer von September 1990 bis Dezember
2007 im Rahmen eines Assistenzeinsat-
zes mit über 2.000 Soldaten direkt an der
Landesgrenze präsent. In diesen 17 Jah-
ren waren insgesamt rund 330.000 Sol-
daten im Einsatz, die 100.000 illegale
Grenzübertritte verhindern konnten. Zu-
frieden mit dem Assistenzeinsatz zeigt
sich Verteidigungsminister Norbert Dar-
abos. Er verweist darauf, dass durch Mel-
dungen von Soldaten im vergangenen
Jahr zahlreiche strafbare Handlungen
gemeldet und die Exekutive vielfach
unterstützt werden konnte. Darüber hin-
aus seien Soldaten oftmals nach Unfäl-
len als Erste zur Stelle und leisteten Er-
ste Hilfe. „Die Bilanz des Einsatzes ist po-
sitiv, und die Zusammenarbeit mit der
Exekutive funktioniert hervorragend“,
sagt Norbert Darabos.
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Zwei Angehörige des
österreichischen Bundesheeres

beim Assistenzeinsatz.
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POST

A
nlass fürdiesen Schritt des
Ministers waren Medien-
berichte, wonach das
Post-Management radika-
le Einschnitte plant. Dem-

nach sollten laut einem internen Strate-
giepapier bis 2015 rund 9.000 Postler ge-
hen, von den rund 1.300 Postämtern sol-
len an die 1.000 geschlossen werden und
nur mehr 300 übrig bleiben. Ebenso soll-
ten mehr als 30 Briefverteilzentren ge-
schlossen werden.

Dem schob Werner Faymann jetzt ei-
nen Riegel vor. „Ich ziehe da jetzt per
Verordnung die Notbremse und sage:
Für die nächsten sechs Monate, gerech-
net ab Jahresbeginn 2009, darf gar kein
Postamt geschlossen werden“, so der In-
frastrukturminister. In der Zwischenzeit
müsse „ernsthaft nach einer Alternative
zum bisherigen reinen Kahlschlagkon-
zept“ gesucht werden. Konkret hat Fay-
mann eine Verordnung zurÄnderung der
Universaldienstverordnung (UD) zur Be-
gutachtung ausgesendet, in der es heißt:

„Das Postämter-Netz
darf zwischen 1. 1. 2009
und 30. 6. 2009 nicht ver-
kleinert werden.“ Weiters
kündigte Faymann an, in
einer neuen Universal-
dienstverordnung auch
von den Mitbewerbern
der Post AG zu verlan-
gen, dass sie die Lasten
mittragen. Sie sollen sich
dann nicht nur in den
Ballungsgebieten „die
Rosinen herauspicken“.
Faymann: „Ich will die
Post damit unterstützen
und vor unfairem Wett-
bewerb schützen.“

„Post darf
nicht zur AUA
werden“

Bereits vor der Ver-
ordnung des Schlie-
ßungsstopps hat der In-

frastrukturminister die Vorgangsweise
des Managements scharf kritisiert. „Die
Post darf nicht zur AUA werden“, so Fay-
mann. Sonst müsse man nach der Libe-
ralisierung im Jahr 2011 „womöglich die
Post verschenken und dann auch wieder
was draufzahlen“. Dafür, dass das nicht
passiert, müsse man jetzt die Weichen
stellen. Und er habe nicht den Eindruck,
dass diese Vorbereitungen gut laufen. Er
könne sich auch nicht vorstellen, dass
Manager gut dafür bezahlt werden, dass
sie Leute rausschmeißen und Postfilia-

len schließen. „Dazu braucht man sie ei-
gentlich nicht“, so Faymann. Er sei auch
überrascht, dass man zuerst ein Papier
schreibe und erst dann die anderen Re-
gierungsmitglieder informiert. „Austau-
schen oder rausschmeißen kann ich die-
se Manager nicht, weil ich nicht für sie
zuständig bin“, so Faymann.

Ein Thema für die Koalitionsverhand-
lungen soll die Post nicht werden. Das
sei viel mehr ein konkretes Arbeitsthema
füreinen Minister, betonte Faymann. Kon-
kret ist in diesem Fall der Eigentümerver-
treter, nämlich Finanzminister Molterer
gefordert. Der hätte schon längst aktiv
werden müssen, machte der SPÖ-Vorsit-
zende deutlich.

Infrastrukturminister Werner Faymann hat ein Sanierungspaket des Post-Vorstan-
des wieder an den Absender zurückgeschickt. Bis Mitte 2009 gibt es keine Post-
ämter-Schließungen.

Faymann zieht Notbremse

�

W I S S E N

Die Universaldienstverordnung legt fest: die Zustellfrequenz, Öffnungszeiten der Post-Ge-
schäftsstellen, Laufzeiten (mindestens 95 Prozent müssen am nächsten Tag zugestellt
sein). Und sie garantiert die flächendeckende Versorgung – auch in die entlegendsten
Gebiete Österreichs. Alle Infos zur Universaldienstverordnung sind zu finden unter:
www.bmvit.gv.at/telekommunikation/post/recht/aut/postuniversalvo.html

Was steht in der Universaldienstverordnung?

Das Postämter-Netz darf
zwischen 1. 1. 2009 und 30. 6. 2009

nicht verkleinert werden.
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An die 1.000 Postämter will der Post-Vorstand schließen.
Dem hat Minister Faymann einen Riegel vorgeschoben.
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WIRTSCHAFT

D
ie internationale Finanz-
krise und ihre Auswirkun-
gen für unser Land und
die heimische Wirtschaft
erfordern rasches und

zielstrebiges Handeln. Mit einem Banken-
paket und einem Konjunkturpaket wur-
den bereits erste, wichtige Schritte ge-
setzt. Die SPÖ hat aber immerbetont, dass
weitere Maßnahmen folgen müssen.

Im Zuge der Koalitionsverhandlungen
haben SPÖ und ÖVP letzte Woche fixiert,
dass nun bereits 2009 eine Steuerreform
kommen und es ein zweites Konjunktur-
paket geben soll. Die vereinbarten Punk-
te sollen bis 2012, 2013 voll wirken und
eine bessere Konjunkturentwicklung
bringen als etwa vom WIFO prognosti-
ziert. Parallel zu den Maßnahmen zur Ent-
lastung der Bevölkerung und zur Kon-

junkturbelebung sollen Strukturreformen
und sinnvolle Einsparungen das Budget
entlasten, erklärte Faymann. So könnten
etwa in der Infrastruktur, im Bauwesen,
bei Ausschreibungen oder auch – in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern und So-
zialpartnern – im Gesundheitswesen Ein-
sparungsmaßnahmen getroffen werden.

Die Eckpunkte von Steuer-
reform und Konjunkturpaket

Im Folgenden die Eckpunkte der
Steuerreform 2009 und des Konjunktur-
pakets:

� Tarifreform: SPÖ und ÖVPhaben sich
auf eine Tarifreform mit einem Ge-
samtvolumen von 2,2 Milliarden Euro
geeinigt. Wirksam soll die Reform in

jedem Fall mit 1. Jänner 2009 sein.
Sollte bis Jahresende kein Beschuss
zustande kommen, könnte die Steuer-
reform theoretisch auch im Frühjahr
rückwirkend beschlossen werden.
Das volle Entlastungsvolumen wird je-
denfalls 2009 schlagend werden

� Entlastung für Familien: Zusätzlich
500 Millionen Euro sollen den Fami-
lien zugute kommen. Durch Steuer-
maßnahmen wie Absetz- und Freibe-
träge, die ebenfalls (rückwirkend) mit
1. Jänner wirksam sein sollen, und
durch Direktzahlungen, die im Laufe
des Jahres 2009 schlagend werden.

� Infrastrukturmaßnahmen: Von den
insgesamt 1,9 Milliarden Euro des
Konjunkturpaketes entfallen 850 Milli-
onen auf Bauprojekte der Bundesim-
mobiliengesellschaft, die auf 2009 vor-

SPÖ und ÖVP haben sich auf eine vorgezogene Steuerreform 2009 mit einem Vo-
lumen in der Höhe von 2,7 Milliarden geeinigt. Außerdem wurde ein weiteres Kon-
junkturpaket vereinbart. Kosten: 1,9 Milliarden Euro.

Steuerreform

Bauprojekte sind auch beim zweiten
Konjunkturpaket ein zentraler Bestandteil.

Dadurch sollen der Wirtschaft Impulse gegeben
und die Beschäftigung angekurbelt werden.
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gezogen werden sollen. Davon sind 40
Mio. Euro budgetwirksam. Das sind
vor allem bauliche Projekte, die Schu-
len und Universitäten betreffen.

� Investitionsanreize: Zweiter großer
Brocken beim Konjunkturpaket sind
Investitionsanreize für Unternehmen.
Durch eine vorzeitig Abschreibung
im Ausmaß von 570 Mio. Euro (befri-
stet auf 2 Jahre) in den Jahren
2009/2010 sollen Betriebe dazu ani-
miert werden, vermehrt Geld in die
Hand zu nehmen.

� Thermische Sanierung: 100 Millio-
nen Euro fließen im kommenden Jahr
in die thermische Sanierung von Ge-
bäuden.

� Mehr Geld für Forschung: Für die
Jahre 2009 und 2010 werden zusätzli-
che Mittel fürdie Forschung jeweils im
Ausmaß von 50 Mio. Euro zur
Verfügung gestellt.

� Beschäftigung ankurbeln: Für re-
gionale Beschäftigungsprogramme
werden für 2009/2010 jeweils zusätz-
lich 75 Mio. Euro an Bundesmitteln
bereit gestellt.

� Kindergartenjahr: Mit dem ver-
pflichtenden, kostenlosen Kindergar-
tenjahr wird eine langjährige Forde-
rung der SPÖ umgesetzt. Kosten: 70
Mio. Euro jeweils für 2009/2010.

„Kaufkraft erhöhen,
Mittelstand entlasten“

„Wir verfolgen mit der Steuerreform
zwei Ziele. Einerseits soll die Kaufkraft er-
höht, andererseits die Mittelschicht ent-
lastet werden“, skizzierte SPÖ-Vorsitzen-
der Werner Faymann die zentralen Anlie-
gen. Für die untersten Einkommens-
schichten wurden bereits die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung gestrichen.
„Von der Tarifsenkung profitieren alle
Steuerzahler, vor allem aber Einkommen
zwischen 2000 und 4000 Euro brutto. Für
die sogenannte Mittelschicht ist eine Ent-
lastung zwischen 300 und 500 Euro pro
Jahr geplant“, so Faymann in einem „Ku-
rier“-Interview. Diese Entlastung wird al-
lein durch die Tarifreform zustande kom-
men. Zudem hat es heuer erstmals die 13.
Familienbeihilfe gegeben. Und außerdem
werden wird den Familien jetzt mit 500
Millionen Euro zusätzlich geholfen

Lob von Wirtschaftsforschern

Grundsätzlich positiv bewerten die
Chefs der beiden großen Wirtschaftsfor-
schungsinstitute die Einigung von SPÖ
und ÖVP auf eine Vorverlegung der Steu-
erreform. IHS-Chef Bernhard Felderer
wertet den Kompromiss als „Erfolg fürbei-

de Seiten“ der Verhandler. „Kühle
Überlegung hat in der schwierigen
Situation, in der wir uns befinden,
obsiegt“, so Felderer. Das für 2009
angepeilte Defizit von 2,2 Prozent
sei eine „sehr gute Sache“, es be-
wege sich in einem Rahmen, der
vertretbar sei. Erfreut zeigt sich der
Experte auch über das Konjunktur-
paket. Die 2,2Milliarden Euro fürdie
Lohnsteuerreform sind für Felderer
allerdings die untere Grenze, erhät-
te sich drei Mrd. Euro gewünscht.

Auch Wifo-Chef Karl Aiginger ist
für ein Vorziehen der Steuerreform.
Aiginger drängt aber auch auf wei-
tere Schritte. Er wünscht sich zu-
sätzlich noch Anreize für mehr For-
schung und Entwicklung, die Sen-
kung der Lohnnebenkosten und
Anreize zum Energiesparen. „Aus

konjunktureller Hinsicht begrüßen wir
natürlich, dass im Jahr 2009 sehr viel ge-
schieht“, betont Aiginger mit Blick auf
Lohnsteuersenkung und Konjunkturpa-
kete. Das biete einen „Sicherheitsschirm“
gegen die internationale Krise.

Koalitionsverhandlungen: Der Finanzrahmen

Konjunkturpaket 2009/10

Vorgezogene Steuerreform 2009

1,9 Mrd.

2,7 Mrd.

Vorziehen von BIG-Bauprojekten 2009-10

Investitionsanreize für Unternehmen 2009-10
(als degressive Abschreibung)

850 Mio.

Senkung Lohn- und Einkommenssteuer 2,2 Mrd.

Entlastung für Familien 500 Mio.

570 Mio.

Thermische Sanierung (nur 2009) 100 Mio.

Zusätzliche Mittel für Forschung 50 Mio./Jahr

Regionale Beschäftigungsprogramme 75 Mio./Jahr

Verpflichtendes kostenloses Kindergartenjahr 70 Mio./Jahr

Grafik: © APA, Quelle: APA
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P R E S S E S T I M M E N

„Unverständlich, dass ÖVP
auf Steuerreform erst 2010 beharrt hat“

„Im Februar war fast die Koalition gescheitert, weil
die SPÖ die Steuerentlastung auf 2009 vorverlegen
wollte. Auch nach den Wahlen im Oktober stand
das Problem unlösbar zwischen den Regierungs-
parteien. Die ÖVP beharrte aus zeitlichen und fi-
nanziellen Gründen auf 2010. (…) Um wie viel bes-
ser stünde Österreich da, hätten sich die Koali-
tionsparteien bereits zu Jahresbeginn, als der Fi-
nanzmarkt bereits vernehmlich krachte, auf kon-
krete Gegenmaßnahmen geeinigt?“

Andreas Koller, „Salzburger Nachrichten“, 7. 11.

„Späte Gerechtigkeit für Noch-Kanzler
Gusenbauer“

„Warum haben wir gleich noch einmal gewählt?
(…) Molterer verhandelt derzeit über die Steuerre-
form und die Budgets der nächsten Jahre. Sein Fi-
nanzministerium rechnet aus, wie sich das alles
ausgehen soll. Es wäre nett, wenn die ÖVP für der-
artige Nuancierungen vonJobprofilen inZukunft nur
ihren Parteitag bemühen würde und nicht dasVolk.“

Eva Weissenberger, „Kleine Zeitung“, 7. 11.Um fast drei Milliarden Euro soll die Bevölkerung
entlastet werden. Damit soll vor allem

die Kaufkraft der Menschen erhöht werden.
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Die Arbeitnehmer werden schon 2009
nach einer Tarifreform um 2,2 Mrd. Euro
weniger Steuer zahlen.
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BUNDESLÄNDER-TOUR

S PÖ-Vorsitzender Wer-
ner Faymann setzt seine
regelmäßigen Besuche

in den Bundesländern auch
nach der Wahl fort. Am
Dienstag war er in Eisenstadt
am traditionellen Martini-Kir-
tag. In den Gesprächen mit den
Besuchern standen zwei The-
men im Mittelpunkt: die aktuel-
len Probleme der Post und die
Regierungsverhandlungen.

Einen Nachmittag lang
nahm sich Werner Faymann,
gemeinsam mit Burgenlands
Landeshauptmann Hans Niessl
und dessen „Team Burgenland“, Zeit um
durch den Kirtag auf der Eisenstädter
Hauptstraße zu schlendern. Maroni,
Punsch und burgenländische Weine wur-
den an den Ständen kredenzt und eine
Musikkapelle sorgte für den musikali-
schen Rahmen. Viele Burgenländer hat-
ten sich an ihrem Landesfeiertag in Ei-
senstadt eingefunden und freuten sich
über den Besuch des Ministers und Par-
teivorsitzenden. „Ich bin stolz auf die neue
Politik“, sicherte ein Besucher dem SPÖ-
Vorsitzenden seine Unterstützung zu. Po-
laroids und Autogramme waren bei Alt
und Jung sehr begehrt, und Werner Fay-

mann nahm sich viel Zeit,
um den Menschen zuzuhö-
ren.

Vor allem die Post-Pro-
blematik erregt derzeit die
Gemüter. Faymann erklär-
te, dass er „als Notbremse“
eine Verordnung in Begut-
achtung gegeben habe, die
vorsieht, dass bis Mitte
2009 keine Post-Filiale ge-
schlossen werden dürfe
(siehe Bericht auf Seite 3).
In dieser Zeit könne das
hochbezahlte Manage-
ment ein „richtiges Zu-
kunftskonzept“ vorlegen,
ansonsten sei es „eine gute
Investition“, diese Manager
abzubestellen, „da muss
ihnen mehreinfallen als zu-
sperren“, so Faymann. Für
diese Haltung erhielt der

SPÖ-Vorsitzende viel Zuspruch.

Gute Zukunft

Auch die Regierungsverhandlungen
bewegen die Menschen. So sagte ein
Besucher: „Setzen Sie durch, was Sie ge-
sagt haben. Machen Sie eine gescheite
Regierung, denn nur so können wir in
eine gute Zukunft gehen.“ Der Partei-
vorsitzende betonte in den Gesprächen,
dass sich beide Parteien in den Ver-
handlungen bemühen und: „Es wird
am Ende nicht einen Sieger geben, son-
dern es wird fürdas Land etwas erreicht.“

Dabei dankte Faymann auch
Landeshauptmann Niessl für
dessen Unterstützung in den
Verhandlungen. Und auch
Niessl fand klare Worte für
Faymann: „Danke, dass du da
bist und unsere Anliegen auch
nach der Wahl gerne hörst.“
Kurz vor seinerAbreise in Rich-
tung Wien wurde Faymann von
einem Mann noch folgender-
maßen verabschiedet: „Auf
Wiedersehen, Herr Minister.
Das nächste Mal möchte ich
Bundeskanzler zu Ihnen sagen
können.“

Vollen Zuspruch erhielt Werner Faymann bei seinem Bundesländertag im Burgen-
land.

„Etwas für das Land erreichen“

�

Werner Faymann, Landeshauptmann Hans Niessl, Landesrätin Verena Dunst und Klubobmann
Christian Illedits lauschen den Klängen der Musikkapelle.

Faymann inmitten der Besucher
des Martini-Kirtages.

Auch die jüngsten Besucher des Kirtages wollten
ein Foto mit Werner Faymann.
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FINANZKRISE

N achdem sich die US-Bankenkri-
se zur globalen Finanzkrise aus-
gewachsen hat, mit dramati-

schen Folgen für die Weltwirtschaft, wird
nun mit Hochdruck an weltweit gültigen
Regeln für das Finanzsystem gearbeitet,
um ähnliche Einbrüche in Zukunft zu ver-
hindern. Im Vorfeld des Weltfinanzgipfels,
der am Samstag in der US-Hauptstadt
Washington stattfindet, haben sich die
EU-Staats- und Regierungschefs bei ih-
rem letztwöchigen Sondergipfel in Brüs-
sel auf eine gemeinsame Position ver-
ständigt. Fünf Leitlinien für eine bessere
Kontrolle und Regulierung der globalen
Finanzmärkte sollen aus EU-Sicht in Wa-
shington vereinbart und binnen 100 Ta-
gen auf den Weg gebracht werden.

1. Stärkung des IWF: Der
Internationale Währungs-
fonds (IWF) soll mehr Ver-
antwortung bei der Über-
wachung der Finanzmärk-
te bekommen und feder-
führend Maßnahmen ent-
wickeln und vorschlagen,
um das Vertrauen in die
Wirtschaft zurückzugewin-
nen. Außerdem soll der IWF
nach dem Willen derEU mit
mehr finanziellen Mitteln
ausgestattet werden, um
Ländern mit Zahlungs-
schwierigkeiten kurzfristig
helfen zu können.
2. Regeln für Rating-
agenturen: Ratingagentu-
ren, von deren Urteil die
Kreditwürdigkeit von
Unternehmen und Banken
abhängt, sollen künftig
stärker überwacht und
nach einheitlichen Verhal-
tensregeln arbeiten.
3. Überarbeitung der
Bilanzierungsstandards:
Die Bilanzierungsregeln
sollen weltweit an einheit-
lichen Standards ausge-
richtet werden. Dabei soll
das bisher übliche „FairVa-
lue“-Prinzip fürFinanzinsti-

tute überprüft werden. Nach dieser Regel
müssen Wertpapiere stets nach ihrem ak-
tuellen Marktpreis bilanziert werden. In
der aktuellen Finanzkrise belasten daher
erhebliche Wertberichtigungen die Bilan-
zen.
4. Aufsicht für alle Finanzsegmente:
Künftig soll kein Finanzsegment und kei-
ne Finanzinstitution unkontrolliert sein,
wie etwa bisher Hedgefonds.
5. Verhaltensregeln für Bankmana-
ger: Für Bankmanager sollen internatio-
nale Verhaltensregeln aufgestellt werden,
um zu riskante Transaktionen zu verhin-
dern. Auch die Vergütungssysteme sollen
daraufhin überprüft werden.

„Das Allerwichtigste ist, dass es eine
gemeinsame europäische Stimme gibt“,

betonte Österreichs BundeskanzlerAlfred
Gusenbauer beim EU-Sondergipfel; es
müsse sichergestellt werden, dass Exzes-
se der Finanzmärkte eingeschränkt wer-
den und „Finanzmärkte wieder dem die-
nen, wozu sie da sind, nämlich Dienstlei-
ster für die reale Wirtschaft zu sein“.

Entscheidung in 100 Tagen

Beim zum Weltfinanzgipfel aufgewer-
teten Treffen der G20-Staaten – zu dieser
Gruppe zählen neben den sieben wich-
tigsten Industriestaaten und Russland
auch aufstrebende Länder wie China,
Brasilien oder Indien, die EU ist durch ihr
Vorsitz führendes Land und den Präsi-
denten derEuropäischenZentralbank ver-
treten – werden indessen keine Be-
schlüsse erwartet. Denn die USA sind
noch durch den scheidenden Präsidenten
George Bush vertreten; sein Nachfolger
im Weißen Haus, Barack Obama, wird am
20. Jänner die Amtsgeschäfte überneh-
men. Wenige Wochen nach der Amts-
übergabe soll dann der zweite Weltfi-
nanzgipfel stattfinden. Erst bei dem rech-
net BundeskanzlerGusenbauermit einem
Durchbruch bei der Reform der weltwei-
ten Finanzsysteme.

Beim Weltfinanzgipfel am Samstag soll ein Fahrplan zu einem Reglement für das
globale Finanzsystem erarbeitet werden. Die EU geht mit einem eigenen Forde-
rungskatalog in dieses Treffen.

Neue Regeln für globale Finanzmärkte

Z U M T H E M A

Globales Wachstum
unter drei Prozent

Die Finanzkrise zwingt die Weltkonjunktur nach
Einschätzung des Internationalen Währungsfonds
(IWF) 2009 in die Rezession. Kommendes Jahr
werde das globale Wachstum nur noch 2,2 Pro-
zent betragen, hieß es im aktualisierten Weltwirt-
schaftsausblick des IWF, der am Donnerstag vor-
gestellt wurde. Der Fonds spricht bei einem welt-
weiten Wachstum von unter drei Prozent von Re-
zession. Alle Industriestaaten werden zusammen-
genommen 2009 um 0,3 Prozent schrumpfen –
das erste Mal seit dem Zweiten Weltkrieg. Das
Ausmaß des Abschwungs sei mit der Konjunk-
turentwicklung zwischen 1975 und 1982 zu ver-
gleichen. Mit einer Erholung sei erst Ende 2009 zu
rechnen, schätzt der IWF.

�
Beim Weltfinanzgipfel verhandeln die Regierungschefs
der G20-Staaten gemeinsam mit den Zentralbankern
(im Bild: die Europäische Zentralbank in Frankfurt)
über eine Neuordnung des globalen Finanzsystems.
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JAHRESTAG

R undherum war die Stadt in Auf-
ruhr und eine Welt im Umbruch
– im Inneren des Parlamentsge-

bäudes an der Wiener Ringstraße ging es
noch feierlich-ruhig zu: Um 15.10 Uhr er-
öffnete Parlamentspräsident Franz Ding-
hofer die Sitzung der Provisorischen Na-
tionalversammlung. Beschlossen wurde
an diesem 12. November einstimmig das
„Gesetz über die Staats- und Regierungs-
form von Deutschösterreich“, in dem der
Staat als „demokratische Republik“ und
als „Bestandteil der Deutschen Republik“
definiert wurde. Nach der Rede von
Staatskanzler Karl Renner eröffnete Ding-
hofer um 16 Uhr den Festakt auf der Par-
lamentsrampe, an diesem nebelig-feuch-
ten Novembertag. Dort sollte die Staats-
fahne gehisst werden – allerdings rissen
Rotgardisten, die eine sozialistische Räte-
republik erreichen wollten, den weißen
Mittelstreifen heraus und es wurde eine
rein rote Fahne hochgezogen. Die Politi-
ker hielten freilich am Ablauf derFeier fest:
Staatskanzler Renner verlas den Be-
schluss der Nationalversammlung und
den Aufruf an das Volk. Danach gingen
die Abgeordneten wieder ins Parlaments-
gebäude und nahmen die Sitzung wieder
auf. Dabei kam es zu Tumulten: Kommu-

90 Jahre nach Gründung der Republik in Österreich wird die Bedeutung der da-
maligen Ereignisse für die österreichische, ja die europäische Geschichte des 20.
Jahrhunderts insgesamt wieder ins Zentrum gerückt.

Die Geburtsstun

Z U M T H E M A

Auch an die November-Pogrome 1938 wur-
de dieser Tage im Gedenkjahr 2008 er-
innert. In der Nacht von 9. auf 10. Novem-
ber begannen vom NS-Regime gesteuerte
Ausschreitungen gegen Juden, ihre Ge-
schäfte und religiöse Einrichtungen – heu-
te oft noch mit dem Nazi-Begriff „Reichs-
kristallnacht“ (verharmlosend für die ein-
geschlagenen Fensterscheiben) bezeich-
net. Viele Historiker sehen in den Novem-
ber-Pogromen den Beginn des Holocaust,

der gezielten Vernichtung fast der gesam-
ten jüdischen Bevölkerung – der freilich
schon zuvor mit den „Nürnberger Rassege-
setzen“ eingeleitet wurde. In Österreich,
wo die Gewaltexzesse der Pogromnacht be-
sonders schlimm ausfielen, wurden in die-
ser Nacht 30 Juden getötet, 7.800 verhaftet
und 4.000 sofort nach Dachau deportiert.
Unzählige Geschäfte wurden verwüstet,
allein in Wien 42 Synagogen in Brand
gesteckt und in ganz Österreich in vielen

Städten die Tempel zerstört. Die Gedenk-
veranstaltung im Parlament zum 70. Jah-
restag nahm Nationalratspräsidentin Bar-
bara Prammer zum Anlass, das Verbotsge-
setz außer Frage zu stellen.
Dieses Gesetz sei „mehr denn je“ eine Re-
aktion auf die Rolle Österreichs in der NS-
Zeit und habe als klares Nein zu Verharm-
losung hohen symbolischen Wert – „daran
soll und darf in Österreich nicht gerüttelt
werden“.

„Verbotsgesetz muss bleiben“

12. November 1918: Vor dem Parlament wird die Republik ausgerufen.
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nisten versuchten, gewaltsam ins Parla-
ment einzudringen, es kam zu einem
Schusswechsel, Verletzte und zwei Tote
waren zu beklagen. Trotzdem – die Grün-
dung der Republik und das Ende von 645
Jahren Habsburgermonarchie waren ver-
hältnismäßig unblutig – im Gegensatz
zum vorhergegangenen Weltkrieg, den
die Habsburger mit angezündet hatten
und der allein in der Doppelmonarchie 1,5
Millionen Todesopfer gefordert hatte –
insgesamt 8,5 Millionen.

„Der Rest ist Österreich“

Nicht zuletzt deshalb hatte die Monar-
chie fast alle ihre Anhänger verloren.
Deutschösterreich, das politisch und wirt-
schaftlich fast niemand für allein überle-
bensfähig hielt, war der letzte Nachfolge-
staat, dersich auf denTrümmern derMon-
archie gebildet hatte. Nach dem Frie-
densvertrag von Saint-Germain, der den
Anschluss an Deutschland verbot, kamen
noch deutschsprachige Gebiete zu den
anderen Nachfolgestaaten: „Der Rest ist
Österreich“, so der angebliche Ausspruch
vom französischen Ministerpräsidenten
Clemenceau. Dieses Gefühl, ein Über-
bleibsel ohne eigene nationalstaatliche
Identität zu sein, war ein vorherrschendes
in der Ersten Republik. Wie auch die zu-
nehmend anti-demokratischen Tenden-
zen derChristlich-Sozialen, die schließlich
in das autoritär-faschistische Dollfuß-Re-
gime mündeten und zu Verbot und Ver-
folgung derSozialdemokratie führten. Da-

mit waren auch praktisch die wesent-
lichen demokratischen Widerstandskräf-
te gegen den Nationalsozialismus ge-
schwächt. Vor dem Hintergrund einer
Wirtschaftskrise, einer ohnehin schon
autoritärgeprägten politischen Stimmung
und der fehlenden staatlichen Identität

des „Staates, den keinerwollte“, wares für
Hitlerund sein Regime ein leichtes, Öster-
reich im März 1938 ohne nennenswerten
Widerstand einzunehmen.

Hinweis: Die „Republik-Ausstellung
1918/1919“ im Parlament ist am Mittwoch
eröffnet worden. Auf rund 1.000 Quadrat-
meter wird dabei die jüngere Geschichte

Österreichs beginnend mit der Republiks-
gründung nacherzählt (s. Termine S. 15)

Z I T I E R T

„Reflexionspunkt 1918“

Bundespräsident Heinz Fischer wünschte in
seiner Ansprache der Republik eine „friedliche
Zukunft“ und mahnte zu raschen Handlungen, um
die Wirtschaft zu stabilisieren, sonst drohe „ein
verstärkter Nationalismus und die Flucht in ver-
schiedene Radikalismen“.

„Gerade die junge Republik hatte 1918 mit großen
sozialen Spannungen zu kämpfen und rang um ihr
wirtschaftliches Überleben. Für manche drängen
sich heute Parallelen zurVergangenheit auf, als das
junge Österreich von der Weltwirtschaftskrise der
1930er Jahre eingeholt wurde. (…) Diese Proble-
me zeigen uns aber auch, was in einer global ver-
netzten Finanzwelt unabdingbar und notwendig ist:
Verantwortlichkeit, Pflichtgefühl und soziales Ge-
wissen.“

Bundeskanzler Alfred Gusenbauer,
beim Sonderministerrat anlässlich 90 Jahre

Republik Österreich

„Die Relevanz der Ereignisse dieser Zeitenwende
wird heute oft unterschätzt“, schreibt Gusenbauer
in einem kürzlich erschienen Gastkommentar für
„profil“. Er sieht 1918 als „neuen gemeinsamen Re-
flexionspunkt im Sinne transnationaler Erfahrun-
gen“: „Vor dem Hintergrund der europäischen In-
tegration werden Fragen wie die Migration und die
Integration im Habsburgerreich, aber auch der Na-
tionalitätenkonflikt (…) höchst relevante Ge-
schichtsthemen. Auch die nachfolgenden sozioö-
konomischen Krisen und deren Ursachen, die
jüngst im Zusammenhang mit der globalen Bank-
und Finanzmarktkrise in Erinnerung gerufen wur-
den, werden in der Gegenwart wieder an Relevanz
gewinnen. (…) Rücksichtslose Spekulanten be-
dienten sich fast derselben oder ähnlicher Metho-
den wie heute.“

B U C H T I P P

Die ersten Jahre
der Ersten Republik

In diesem zweibändigen Werk präsentie-
ren die Herausgeber Helmut Konrad und
Wolfgang Maderthaner gemeinsam mit
über dreißig namhaften Autoren aus ver-
schiedenen Ländern und wissenschaft-
lichen Disziplinen eine der umfangreich-
sten Darstellungen der Ersten Republik
und ihrer Anfangsjahre.

H. Konrad, W. Maderthaner (Hg.)
Das Werden der Ersten Republik.

… der Rest ist Österreich. 2 Bände.
CGS-Verlag, Wien 2008, 70 Euro.
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Bundespräsident Heinz Fischer, Bundeskanzler Alfred Gusenbauer und der Wiener
Bürgermeister Häupl bei der Kranzniederlegung beim Denkmal der Republik.
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FRAUEN

A b 1. 1. 2009 ist es fix: Bund, Län-
der und Gemeinden sollen bei
der Budgeterstellung die tat-

sächliche Gleichstellung von Frauen und
Männern anstreben. Mit dieser Neurege-
lung in der österreichischen Bundesver-
fassung muss nun bei den Ein- und Aus-
gaben darauf geachtet werden, dass die

Interessen von Männern und Frauen
gleichermaßen berücksichtigt werden.
Aber was bedeutet das? Das simple Ab-
zählen all jener, die eine bestimmte Ein-
richtung benutzen, kann für eine „ge-
schlechtergerechte“ Budgetpolitik allein
nicht zielführend sein.

Ein neues Buch von Iris Appiano-Kug-
ler und Traude Kogoj „Going Gender and
Diversity“ mit einer Aufsatzsammlung zu
Themen wie Wirtschaft, Kultur und Bil-
dung beleuchtet Konzepte, die die Vielfalt
der Bevölkerung und ihrer Interessen in
den Mittelpunkt stellen. Die Aufgaben ei-
ner kommunalen Verwaltung sind vielfäl-
tig: Wasserversorgung, Straßenbau und
öffentlicher Verkehr, öffentliche Beleuch-
tung, Sport- und Freizeiteinrichtungen,
Rettung und Feuerwehr, soziale Infra-
struktur mit Kindergärten und Schulen,

Gesundheitsdiensten und Altenpflege bis
hin zur Wirtschaftsförderung. In all diesen
Bereichen sollen nun gleichstellungs-
politische Ziele verwirklicht werden. Da-
mit diese hehren Vorgaben nicht in der
Realität im Sand verlaufen, müssen die
Zielvorgaben klarund eindeutig formuliert
sein. Den konkreten Weg muss jede Ge-
meinde, jeder Bezirk, jedes Land für sich
selbst definieren. „Going Gender and Di-
versity“ ist ein Arbeitsbuch für alle jene,
die mit sperrigen Begriffen wie Gender
Budgeting und Gender Mainstreaming
mehr anfangen wollen.

Ein neues Buch zeigt, was unter „Gender-Budgeting“, der geschlechtergerechten
Budgeterstellung, zu verstehen ist.

Gleichstellung per Budget

Appiano-Kugler, Kogoj (Hg.):
Going Gender and Diversity.

Facultas Verlag, Wien 2008, 181 S.,
24,90 ¤ (Erhältlich u.a. in der

SPÖ-Buchhandlung)
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Frauenministerin Heidrun Silhavy
präsentiert gemeinsam

mit den Autorinnen das Buch.
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PARLAMENT

SPÖ Aktuell: Du warst viele Jahre Gast-
wirt. Welche deiner Erfahrungen sind da
für deine Tätigkeit als Nationalratsabge-
ordneter besonders wichtig?
Josef Auer: Einerseits die vielen per-
sönlichen Erfahrungen im Umgang und
in Gesprächen mit Menschen aller Be-
völkerungsschichten. Dadurch weiß ich,
was die Menschen bewegt, habe gelernt
zuzuhören und bestimmte Dinge für
mich zu behalten. Dabei habe ich auch
erfahren, wie intensiv sehr viele Men-
schen an sozialen Ungerechtigkeiten
und Schwachstellen leiden. Andererseits
habe ich gelernt harte Arbeit und Stu-
dium zu verbinden, bin daher sehr be-
lastbar und habe auch wirtschaftliche Er-
fahrung gewonnen.

Als Lehrer bist du immer noch tätig, hast
diesen Beruf auch studiert. Hast du be-
stimmte Vorstellungen und Ziele, unser
Bildungssystem betreffend?
Josef Auer: Ich trete dafür ein, dass Kin-
der bis zum 14. Lebensjahr in einer ge-
meinsamen Schule mit starker indivi-
dueller Förderung, ganztägig im Heimat-
ort bzw. der näheren Umgebung unter-
richtet werden (verschränkter Unterricht,

dh. Unterricht, Spiel, Musik, Sport, etc.
wechseln sich in einem sinnvollen
Rhythmus ab). Im derzeitigen Schulsys-
tem bleiben viel zu viele Kinder bereits in
der Volksschule auf der Strecke. In den
weiterführenden Schulen kann dieses
Manko nicht mehr aufgeholt werden.

Wer oder was hat dich eigentlich in die
Politik gebracht?
Josef Auer: Für die GR-Wahl 1992 habe
ich in meinem Heimatort eine parteifreie
Liste gegründet, weil mir einige Ent-
scheidungen gegen meinen „sozialen
Strich“ gegangen sind. Ich möchte mit-
helfen, dass Grundwerte wie Gerechtig-
keit und Solidarität auch gelebt werden.
Durch die gute Zusammenarbeit mit der
SPÖ-Fraktion im Gemeinderat und Ge-
meindevorstand kam ich immer mehrzur
SPÖ. Schließlich wurde ich SPÖ-Vize-
Bürgermeister in Radfeld und wurde
auch in den Tiroler Landtag gewählt.

Gibt es bestimmte Ziele, die du für deinen
Bezirk erreichen möchtest?
Josef Auer: Ich werde mich vehement
gegen eine weitere Ausdünnung des
ländlichen Raumes einsetzen. Weitere

wichtige Ziele sind: Eine HTL für unseren
Wahlkreis, Verbesserungen im Zu-
sammenhang mit der Verkehrssituation
vor allem in der Inntalfurche, die Schaf-
fung von ganzjährigen „Regio Cards“ da-
mit sich unsere Bevölkerung neben den
Touristen auch die Freizeiteinrichtungen
leisten kann.

Welche Schwerpunkte wirst du in deiner
zukünftigen parlamentarischen Arbeit
setzen?
Josef Auer: Ich werde mich weiterhin
für Demokratie und Bürgerrechte stark
machen. In Tirol wird vom 12. 1. 2009 bis
zum 18. 1. 2009 ein von mir und der BO
Kufstein initiiertes Volksbegehren in al-
len Tiroler Gemeindeämtern zur Unter-
schrift aufliegen.

Bleibt dir neben der Politik eigentlich noch
Zeit für Hobbys?
Josef Auer: Politik für die Menschen ist
eines meiner Hobbys! Meine eher spär-
liche Freizeit verbringe ich am liebsten
mit meiner Frau und unseren Söhnen (9
und 12Jahre). Wir gehen gerne Schifah-
ren und Schwimmen, oder wir wandern
gemeinsam in den herrlichen Tiroler Ber-
gen. Lesen und Laufen sind meine Mittel
zum Stressabbau. 2007 und 2008 bin ich
auch den Wien Marathon gelaufen.

Der neue Abgeordnete Josef Auer aus Tirol über seinen Zugang zur Politik, Ver-
besserungen im Schulsystem und seine Ziele als Parlamentarier.

„Zu viele SchülerInnen
bleiben auf der Strecke“

Z U R P E R S O N

Geboren: 24. 3. 1956, verheiratet, zwei Söhne

Schulischer und beruflicher Werdegang:

Volksschule, Gymnasium in Wörgl

1975–1982 Lehramtsstudium in Innsbruck

1982 Lehrer für Mathematik, Physik und Chemie
in der Glasfachschule Kramsach

1986–2005 selbstständiger Gastwirt

Politischer Werdegang:

1992 Gemeinderat in Radfeld

1998–2004 Bürgermeister-Stellvertreter

2002–2008 Landtagsabgeordneter in Tirol

2002 SPÖ-Bezirksvorsitzender in Kufstein

�

Josef Auer will sich für die Chancen der Jugend
und gegen die Ausdünnung des ländlichen Raums einsetzen.
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L aut Kriminalstatistik hat es 2007
in Salzburg mit 27 Prozent die
höchste Steigerungsrate bei der

Jugendkriminalität in ganz Österreich
gegeben. Und viele Jugendliche bekla-
gen selbst eine zunehmende Gewaltbe-
reitschaft in ihrer Altersgruppe. „Es darf
nicht sein, dass die Jugend zunehmend
in Angst vor gewalttätigen Gleichaltri-
gen leben muss“, betont Salzburgs SPÖ-
Vorsitzende Landeshauptfrau Gabi

Burgstaller. Es gilt
daher, gesellschaft-
lich richtig zu han-
deln. Straffällige Ju-
gendliche sollen nun
gemeinnützige Ar-
beit leisten. Wer
Schlägereien anzet-
telt, soll den Führer-
schein verlieren. Ge-
walttätige Jugendli-
che sollen mit den
Eltern vorgeladen
werden. Mit diesen
drei Maßnahmen
soll die von einzel-
nen Jugendlichen

ausgehende Gewalt eingedämmt wer-
den. In Salzburg ist die Zahl der 14- bis
18-Jährigen Tatverdächtigen von 1.746
im Jahr 2006 auf 2.213 im Jahr 2007 ge-
stiegen. Die Hälfte der Taten betrafen
strafbare Handlungen gegen fremdes
Vermögen, ein Drittel waren Gewaltde-
likte, 80 Prozent der Verdächtigen wa-
ren männlich. Salzburgs Sozialdemo-
kraten wollen nun, dass die Möglichkeit,
Jugendstraftaten mit der Verpflichtung

zu gemeinnütziger Arbeit zu ahnden,
vermehrt genutzt wird.

Schwitzen statt sitzen

„Mit derVerpflichtung zur Arbeit kann
man bei Jugendlichen viel mehr errei-
chen als mit konventionellen Strafen“,
meint SPÖ-Sicherheitssprecher Arno
Kosmata. „Wenn die Jugendlichen Mist
schaufeln oder ähnlich unbeliebte Dinge
machen müssen, dann werden sie sich
gut überlegen, ob sie noch mal zuschla-
gen, klauen oder ähnliche Straftaten be-
gehen.“ Der Ansatz „Schwitzen statt sit-
zen“, bekannt vom gleichnamigen Mo-
dellprojekt des Justizministeriums, solle
nicht nur fürstraffällige Erwachsene, son-
dern verstärkt fürJugendliche gelten, er-
gänzte Landeshauptfrau Gabi Burgstal-
ler. „Es ist wichtig, in jenen Fällen, wo es
möglich ist, weg von Freiheitsstrafen und
Ersatzfreiheitsstrafen wie Geld hin zu ge-
meinnütziger Arbeit zu gehen. Der Lern-
effekt ist sicher ein anderer, wenn an
Stelle von Geldstrafen gemeinnützigeTä-
tigkeiten verrichtet werden müssen“, sagt
Burgstaller.

Mit gemeinnütziger Arbeit und Führerscheinentzug sollen straffällig gewordene
junge Menschen wieder auf den richtigen Weg gebracht werden.

Initiative gegen Jugend-Kriminalität
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SPÖ stellt Weichen für Landtagswahl

Die Weichen für die Landtagswahl
2009 sind gestellt. Landesgeschäfts-
führer Gerald Passegger präsentierte
die einstimmig von Parteivorstand
und Präsidium beschlossene Kandi-
datInnen-Liste. Sie widerspiegelt die
große Ge- und Entschlossenheit
innerhalb der Kärntner Sozialdemo-
kratie. Spitzenkandidat Reinhart Rohr
und sein Team sind bereit, die Ver-
antwortung für das Land zu über-
nehmen und sich mit aller Kraft für

Arbeitsplätze, Ausbildung und ein leistbares Leben einzuset-
zen. „2009 werden die Karten neu gemischt“, stellte Passeg-
ger den Führungsanspruch und zeigte sich zuversichtlich, mit
der SPÖ Nummer Eins in Kärnten zu werden und mit Reinhart
Rohrden Landeshauptmann zu stellen. Die ersten sieben Kan-
didatInnen auf der Liste für die Landtagswahl 2009: Reinhart
Rohr, Peter Kaiser, Nicole Cernic, Herwig Seiser, Sieglinde
Trannacher, Klaus Köchl und Ana Blatnik.

Neue Herbstkampagne

Die Herbstkampagne
der SPÖ Wien prä-
sentierte der neue
Landesparteisekretär
Christian Deutsch.
„Die Wienerinnen und
Wiener müssen wis-
sen, dass sie sich auf
die SPÖ als einzige so-
ziale Kraft verlassen

können, dass wir ihre Anliegen ernst nehmen“, erklärt
Deutsch. Die SPÖ in Wien sorgt dafür, dass alle Menschen,
die Hilfe benötigen, diese auch erhalten. „Unsere politischen
Mitbewerber versuchen seit Jahren, Wien schlechtzureden.
Manche zielen sogarbewusst darauf ab, den Menschen Angst
zu machen. Dagegen werden wir unsere Lösungskonzepte
und das sozialdemokratische Politikverständnis deutlich ma-
chen.“ Deutsch kündigte auch Aktionstage in den Bezirken
an. In eine „Rote Dialog-Box“ werden Interessierte Dialog-
karten mit Anliegen und Ideen einwerfen können.

Kärntens
Spitzenkandidat
Reinhart Rohr
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Ö
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Landeshauptfrau Gabi Burgstaller
und der SPÖ-Sicherheitssprecher LAbg. Arno Kosmata
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A U S D E R O R G A N I S A T I O N

S eit nunmehr einem halben Jahr-
hundert kümmert sich die Jun-
ge Generation in der SPÖ, kurz

JG, um die Anliegen der 18- bis 38-Jäh-
rigen. Dieses runde Jubiläum wurde
entsprechend gewürdigt. Als Gratulan-
tInnen stellten sich zahlreiche ehemali-
ge Bundes- und Landesvorsitzende der
JG ein. So unter anderen Justizministe-
rin Maria Berger, SPÖ-Familienspre-
cherin Andrea Kuntzl sowie Bürgermei-
ster Michael Häupl und PVÖ-Präsident
Karl Blecha. Unisono wurde die zentra-
le Rolle der JG als Institution zum Erler-
nen des politischen Handwerks unter-
strichen: Blecha zeigte sich erfreut,
„so viele WegbegleiterInnen aus den
besten Jahren wiederzusehen“, und Mi-
nisterin Berger betonte, dass viele der
damaligen JG-Forderungen heute um-
gesetzt und politische Selbstverständ-
lichkeiten sind. Die geschäftsführende
JG-Bundesvorsitzende Tina Tauß – sie
wurde am nächsten Tag zurJG-Bundes-
vorsitzenden gewählt – bekräftigte,
dass die JG „nach wie vor der Ort ist, wo
Ideen und Chancen verwirklicht werden
können“. Der scheidende JG-Bundes-
vorsitzende Alexander Prischl erklärte,

dass die JG immer für die Jungen ein-
treten wird. Aktuell macht man sich
etwa für leistbares Wohnen für junge
Menschen stark. Für Bürgermeister
Häupl hat die SPÖ die „Verpflichtung,
zusammen mit den Jungen Lösungen
fürganz reale Probleme anzubieten. Hier
ist die SPÖ federführend“. Und er warn-
te vor „Volksverhetzern“, die „zu Leuten
hochstilisiert werden, die Lösungen an-
bieten können“. Tauß ortete künftige
Aufgaben im Bereich der Gleichberech-
tigung – und das sowohl zwischen den
Geschlechtern als auch zwischen Mi-
grantInnen und ÖsterreicherInnen.

Ministerin Berger, die damals die er-
ste weibliche JG-Bundesvorsitzende
war, verwies darauf, dass in der Jungen
Generation viele wichtige Grundlagen
entwickelt wurden – etwa zur Rechts-
oder Frauenpolitik. Bergers Resümee:
„Wir haben viele neue politische Wege
erarbeitet.“ Auch wurde beim 50-Jah-
res-Jubliläum die Gründung des „JG-
Fördervereins“ bekannt gegeben. Da-
durch soll der generationsübergreifen-
de Austausch und die Vernetzung ge-
fördert werden.

Die Interessensvertretung der jungen Erwachsenen in der SPÖ ist 50 Jahre alt –
das wurde gebührend gefeiert.

50 Jahre Junge Generation

Viele GratulantInnen fanden sich ein, um den 50er der JG zu feiern: Die neue JG-Vorsitzende Tina Tauß und der scheidende
Vorsitzende, Alexander Prischl, mit Laura Rudas, Maria Berger, Charly Blecha und Michael Häupl.

Tina Tauß neue JG-Vorsitzende

Auf der Bundeskonferenz der Jungen
Generation in der SPÖ (JG) wurde die gf.
JG-Vorsitzende Tina Tauß mit 97,25 Pro-
zent der Delegiertenstimmen zur neuen
JG-Vorsitzenden gewählt. „Wir haben
begonnen, unsere Zukunft zu verwirk-
lichen“, erklärte die neu gewählte Vor-
sitzende. Gemeinsam mit den Jungpoli-
tikerInnen aus ganz Österreich be-
schreite man nun einen neuen Weg „mit
dem Ziel eine Politik der Chancen zu ver-
wirklichen“, freut sich Tina Tauß über die
Aufbruchstimmung bei der Bundeskon-
ferenz der JG.

Der scheidende JG-Bundesvorsitzende
Alexander Prischl wünschte dem neuen
Team Kraft und Motivation für die zu-
künftige Arbeit in der SPÖ.

Tina Tauß ist bereits seit vielen Jahren
unter anderem als stellvertretende Lan-
desvorsitzende der JG Oberösterreich,
im Bundesvorstand derJG und als lang-
jährige Chefredakteurin des JG-Maga-
zins „redaktiv“ engagiert.
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Am 9. November 2008 wurden vom
Verein „Steine der Erinnerung Josefstadt“
an 20 Stellen Orte der Erinnerung an zwi-
schen 1938–1945 in der Josefstadt ver-
folgten und vertriebenen Menschen ent-
hüllt. Neben den eingerichteten Stationen
der Erinnerung wird vor allem der Hinter-
grund der Verfolgung im vorliegenden
Band „…lebte in der Josefstadt“ einge-
hend beleuchtet und verständlich ge-
macht. Das Buch bietet ein breites Spek-
trum an Themen zur rassistisch und poli-

tisch motivierten Verfolgung und Vertrei-
bung von Menschen. Es wird einerseits
von den Stationen und den Personen, an
die erinnert wird, ausgegangen, daran
knüpfend werden aber auch allgemeine
Phänomene, wie zum Beispiel die Delo-
gierung aus den Gemeindebauten, Ari-
sierungen und mangelnde Restitution
oder auch politische Hinrichtungen im
Landesgericht, aufgegriffen. Gleichzeitig
soll die Publikation auch als Begleittext zu
den einzelnen Stationen dienen.

Wissenschaftsjournalist Rüdiger Vaas
verfolgt die Forschungen von Stephen
Hawking seitJahren, hat ihn mehrfach ge-
troffen und berichtet spannend und vor
allem allgemeinverständlich von den neu-
esten Theorien und Fragestellungen des
wohl berühmtesten Kosmologen: Wie ist
das Universum entstanden? Weroderwas
hat das als „Urknall“ beschriebene My-
sterium vorrund 14 MilliardenJahren aus-
gelöst? Die Entstehung derWelt kurz nach
dem „Big Bang“ ist bereits gründlich er-

forscht worden – jetzt aber wollen Haw-
king & Co. auch diese letzte Grenze der
menschlichen Erkenntnis sprengen. Ha-
ben Raum, Zeit, Materie und Energie ei-
nen Anfang oder sind sie ewig? Was be-
deutet die „Singularität“? Der berühmte-
ste Wissenschaftler unserer Zeit geht der
Frage nach, wie es zum Urknall kam, wa-
rum das Weltall so beschaffen ist, wie wir
es heute beobachten, und ob noch wei-
tere Universen und verborgene Dimen-
sionen existieren.

Wir schreiben das turbulente Jahr-
zehnt vor dem Bürgerkrieg, als alles aus
den Fugen gerät. Die Bevölkerung Bar-
celonas explodiert, die Stadt expandiert,
Gaudí erschafft seine Kathedrale, Banden
kontrollieren ganze Stadtviertel und die
Anarchisten zünden ihre Bomben. Der
junge David Martín fristet sein Leben als
Autorvon Schauergeschichten. Als ernst-
hafter Schriftsteller verkannt, von einer
tödlichen Krankheit bedroht und um die
Liebe seines Lebens betrogen, scheinen

seine großen Erwartungen sich in nichts
aufzulösen.

Doch einer glaubt an sein Talent: Der
mysteriöse Verleger Andreas Corelli
macht ihm ein Angebot, das Verheißung
und Versuchung zugleich ist. David kann
nicht widerstehen und ahnt nicht, in
wessen Bann er gerät. Mit unwidersteh-
licher erzählerischer Kraft lockt Zafon
mitten hinein in einen Kosmos voller
Spannung und Phantastik, Freundschaft
und Liebe, Schrecken und Intrige.

Karlsson/Kerry/Walzer:
„…lebte in der Josefstadt“.

Milena Verlag,
Wien 2008,

196 S., 17,90 Euro

Rüdiger Vaas:
Hawkings neues Universum.

Kosmos Verlag,
Stuttgart 2008,

335 S., 18,50 Euro

Carlos Ruiz Zafon:
Das Spiel des Engels.

Verlag S. Fischer,
Frankfurt a. M. 2008,

710 S., 25,70 Euro

Zeitgeschichte

... lebte in der Josefstadt
Der Band begleitet die Aktion zur Errichtung von Steinen der
Erinnerung an die Opfer des NS-Regimes in der Josefstadt.

Sachbuch

Hawkings neues Universum
Urknall, Raum, Zeit und Ewigkeit: Dieses Buch hilft, Hawkings
neueste Erkenntnisse über das Universum zu verstehen.

Roman

Das Spiel des Engels
Der neue Roman von Carlos Ruiz Zafon, dem Autor des Welt-
bestsellers „Der Schatten des Windes“.
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Mittwoch, 19. November

Buchpräsentation: Das Kreisky-
Prinzip

Der Czernin Verlag und das Bruno Kreisky
Forum präsentieren das Buch „Das Kreisky-
Prinzip. Der Mensch im Mittelpunkt“ von
Wolfgang Petritsch (Österreichs Botschaf-
ter bei der OECD in Paris) und Margaretha
Kopeinig (Leiterin des Europa-Ressorts der
Tageszeitung „Kurier“). Das Buch be-
schreibt die politischen Voraussetzungen
von Kreiskys aktiver Vollbeschäftigungspo-
litik und wirft die Frage auf, wie heute adä-
quat auf die aktuellen wirtschaftlichen und
sozialen Drohszenarien reagiert werden
kann. Ausgehend von Kreiskys lebenslan-
ger Auseinandersetzung mit dem Thema
Arbeit und seinem Programm „Der Mensch
ist das Wichtigste“ erörtern die Autoren, wo
man heute einen vergleichbaren Anspruch
formuliert findet. Vorgestellt wird das Buch
in Anwesenheit der Autoren und nach einer
Begrüßung durch Kontrollbank-Vorstand
Rudolf Scholten vom ehemaligen Finanzmi-
nister Ferdinand Lacina.
Um Anmeldung unter:
Tel. 01-318 82 60 20 oder E-Mail
einladung.kreiskyforum@kreisky.org
wird gebeten.
Beginn: 18 Uhr
Österreichische Kontrollbank
Reitersaal
Strauchgasse 3, 1010 Wien

Donnerstag, 20. November

Aufarbeitung europäischer
Vergangenheit(en)

In der von Ruth Wodak kuratierten Diskus-
sionsreihe des Kreisky Forums, 2008 – Eu-
ropas historisches Bewusstsein, wird in ei-
ner Podiumsdiskussion ein internationaler
Vergleich versucht, wie verschiedene Staa-
ten ihre spezifischeVergangenheit aufarbei-
ten/bewältigen. Nach einleitenden Bemer-
kungen von Ruth Wodak (Diskurstheoreti-
kerin, Universität Lancaster) berichten fol-
gende Autoren bzw. Wissenschaftler über
ihre Länder: die kroatische Autorin und Pu-
blizistin Slavenka Drakulic, die russisch-
amerikanische Politikwissenschaftlerin Nina
Khrushcheva, derehemalige israelische Bot-
schafter in Deutschland Avi Primor, der nor-
wegische Autor und ÜbersetzerJan ErikVold
und die österreichische Autorin, Historikerin
und Filmemacherin Helene Maimann. Die

Diskussion findet auf Englisch statt.
Um Anmeldung unter:
Tel. 01-318 82 60 20 oder E-Mail
einladung.kreiskyforum@kreisky.org
wird gebeten.
Beginn: 19 Uhr
Bruno Kreisky Forum
Armbrustergasse 15, 1190 Wien

Donnerstag, 4. Dezember

JungwählerInnen 08: Motive,
Milieus und Meinungen

Die Nationalratswahl 08, erstmals mit Wäh-
len mit 16, ist geschlagen. Die Ergebnisse
sind gerade in Bezug auf die WählerInnen-
gruppe unter 30 ernüchternd: Mehr als ein
Drittel hat die FPÖ oder das BZÖ gewählt.
Verkürzende Schlagzeilen wie „Die Jugend
wählt rechts“ flankieren diese Ergebnisse.
So gilt es viele Fragen zu klären: Welche
Wahlmotive bewegten dieJugendlichen und
jungen Erwachsenen? Jugendliche in wel-
chen Lebenszusammenhängen haben die
SPÖ gewählt und welche nicht? Welche
Meinungen vertreten Jugendliche zu Par-
teien und Politik? Diese Fragen erörtert in
einerDiskussionsveranstaltung des Renner-
Instituts die „Arbeitsplattform Update Poli-
tics: Impulsgespräche für politische Füh-
rungskräfte“. Programm: Begrüßung durch
Barbara Rosenberg (stv. Direktorin des Ren-
ner-Instituts),Vortrag von EvaZeglovits (Lei-
terin Forschungsbereich Wahlen & Politik,
SORA-Institut), Kommentare von Jörg Fle-
cker (Wissenschaftlicher Leiter der For-
schungs- und Beratungsstelle Arbeitswelt
FORBA) und Jürgen Wutzlholfer (Landtags-
abgeordneter und Gemeinderat, Jugend-
sprecher der SPÖ Wien); Moderation: Mi-
chael Rosecker (Renner-Institut, Abteilung
Politisches Management und Grundlagen-
arbeit). Um Anmeldung unterTel. 01-804 65
01-0 oder E-Mail post@renner-institut.at
wird gebeten.
Beginn: 19 Uhr
Renner-Institut
Bruno-Kreisky-Saal
Eingang Gartenhotel Altmannsdorf
Hoffingergasse 26, 1120 Wien

12. November bis 11. April

Ausstellung: 90 Jahre Republik

Am 12. November wurde aus Anlass des 90.
Jahrestags der Gründung der Republik eine
große Ausstellung im Parlament eröffnet.

Unter dem Titel „Republik. Ausstellung
1918/2008“ wollen die Konzeptoren derAus-
stellung, die Historiker Stefan Karner und
Lorenz Mikoletzky, interessierten Besuche-
rinnen und Besuchern Zeitgeschichte in
verschiedensten Facetten nahe bringen.
Von den historischen Wurzeln der Republik
bis zur EU-Integration soll die Entwicklung
Österreichs – mit allen wesentlichen Konti-
nuitäten und Brüchen – umfassend be-
leuchtet werden. Dabei stehen nicht nur
einschneidende historische Ereignisse, etwa
die Ausschaltung des Nationalrats 1933, die
Machtübernahme der Nationalsozialisten
1938 und die Unterzeichnung des Staats-
vertrags 1955 im Fokus, auch auf Themen
wie Wirtschaft und Technik, Bildung, sozia-
ler Zusammenhalt, die Stellung der Frau in
der Gesellschaft und das alltägliche Leben
wird die Ausstellung eingehen. Zugänglich
sein wird die Ausstellung ausschließlich im
Rahmen von Führungen. Für Gruppen ist
dafür eine Anmeldung im Koordinationsbü-
ro der Republikausstellung unter der Wie-
nerTelefonnummer01-51254 34 bzw. E-Mail
info@republiksausstellung.at erforder-
lich. Die Tickets selbst sind im Besucher-
zentrum des Parlaments erhältlich. Erwach-
sene zahlen 4 Euro, SchülerInnen, Studen-
tInnen und SeniorInnen 2 Euro. Für Familien
gibt es Ermäßigungen. In jeder Stunde gibt
es zwei Führungstermine, jeweils 10 Minu-
ten vor der vollen Stunde und 10 Minuten
nach der vollen Stunde.
Zeitraum: 12. November bis 11. April
Mo-Fr 9 bis 19 Uhr, Sa 9 bis 17 Uhr
Parlament
Dr.-Karl-Renner-Ring, 1010 Wien
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W ichtige Hürden sind genom-
men. Die Steuerreform samt
Konjunkturpaket und ein dar-

aus folgendes Budgetszenario können als
Grundstein für die neue Regierung gese-
hen werden. Wenn auch die Einigung auf
Zahlen und ein Programm noch nichts
darüber aussagt, ob eine Koalition auch
funktioniert, stehen die Chancen gut.

Nachdem die ÖVP unter Wilhelm Molterer
das Vorziehen der Steuerreform monate-
lang blockiert hat, zieht sie nun mit. Die
Tarifentlastung soll immerhin 2,2 Milliar-
den Euro betragen, für die Familien ist zu-
sätzlich eine Entlastung im Ausmaß von
500 Millionen Euro vorgesehen. Mit 1. Jän-
ner 2009 (rückwirkend) eine Steuerreform
im Ausmaß von 2,7 Milliarden Euro umzu-
setzen, ist ein kräftiges Signal. Die ÖVP ist
wohl zur Einsicht gekommen, dass eine
Stärkung der Kaufkraft dringend notwen-
dig ist und man schwer erklären kann, dass
Geld für die Banken da ist, die von derTeu-
erung gebeutelten Bürger aber nichts be-
kommen.

Das Konjunkturpaket wiederum soll durch
Investitionen und Beschäftigungspro-
gramme verhindern, dass durch die auf die
Finanzkrise folgende Wirtschaftskrise die
Arbeitslosenzahlen sprunghaft in die Höhe
schnellen.

Eine neue Regierung kann nur dann funk-
tionieren, wenn sie gerade in schwierigen
Zeiten die gebotene Ernsthaftigkeit und
Konsequenz aufbringt und rasch Lösun-
gen präsentiert. Bis dato geben die Re-
gierungsverhandlungen Anlass zur Hoff-
nung: Bei allen inhaltlichen Differenzen,
die bei zwei programmatisch so unter-
schiedlichen Parteien selbstverständlich
sind, hat man den Eindruck gewonnen,
dass zumindest der ehrliche Versuch be-
steht, das Gemeinsame vor das Trennen-
de zu stellen. Wenn das auch in den näch-
sten Jahren gelingt, werden die Hoffnun-
gen nicht enttäuscht.

Susanna Enk

P.b.b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1010 Wien, DVR: 0029106
Zulassungsnummer: GZ 02Z032169 W

Bundeskanzler Alfred Gusenbauer hat am Montag den internationalen Preis
„Dialogue of Civilizations“ erhalten. Im Rahmen des vom „World Public Forum“ (WPF)
organisierten Gipfels „Dialog der Kulturen“ in Wien wurde Gusenbauer für seine Be-
mühungen geehrt, „den Dialog zwischen unterschiedlichen Kulturen zu fördern und
diesen mit Verständnis, Respekt und Offenheit zu begegnen“. Gusenbauer betonte:
„Das ist ein Preis für Österreich als Vermittler in der Welt.“

Die Chancen
stehen gut

Z U M S C H L U S S

Die Post ist nach wie vor auf der Suche nach neuen Vertriebspartnern.
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